
Der Sommer 2025, der erste der

RegierungMerz, neigtsich dem

Ende entgegen.Damit soll das

beginnen,
was

der Bundeskanzler als

"Herbstder Reformen"angekündigthat.

Finanzpolitischdürfte dieser Herbst

auch besonders heiß werden durch die

Arbeit der Kommission
zur

Reform der

Schuldenbremse. Das fünfzehnköpfige

Gremium soll sich mit deren "Moderni-

sierung",wie
es

im Arbeitsauftragheißt,

beschäftigen.

Der bisherigenSchuldenbremsehaben

wir viel
zu

verdanken:2007 hatten Frank-

reich und Deutschland Staatsschulden-

quotenvon
jeweils65 Prozent. In Frank-

reich blieb das Haushaltsdefizit auch in

den Folgejahrenauf hohem Niveau. Die

Schuldenquoteexplodiertebis 2024 auf

115 Prozent. In Deutschland hingegen

konnte durch die konsequenteUmset-

zung
der Schuldenbremsedas Niveau

von

vor
der Finanzmarktkrisewieder erreicht

und ein
neuer

Krisenpufferaufgebaut

werden. In Frankreichist das Kreditaus-

fallrisiko für fünfjährigeAnleihen allein

innerhalb der
vergangenen

zwölf Monate

um
20 Prozentgestiegen.

Die Schuldenbremse,das lehrt
uns

die-

ses
Beispiel,

muss
hart bleiben. Wir soll-

ten sie
sogar

weiter verschärfen. Auch

dies ist eine Lehre
aus

den
vergangenen

15 Jahren. Zwischen 2010 und 2022 sind

in Deutschland,im Zuge sprudelnder

Steuereinnahmen und eines starken

Wirtschaftswachstums,auch die Gesamt-

ausgabender öffentlichen Hand
um

70

Prozentgestiegen.Diese Mittel sind aber

in viel
zu

geringemAusmaß in die Infra-

strukturgeflossen,deren Verfall
nun

all-

seits beklagtwird: Schienen, Straßen,

Brücken, Schulen. Stattdessen folgte

Rentenpaketauf Rentenpaketoder die

Einführung des generösen"Bürgergel-

des". Mittlerweile werden 1,4 Billionen

Euro für Soziales verwendet,mehr als 30

Prozent
vom

Bruttoinlandsprodukt.Das

Argument,
wegen

der Schuldenbremse

sei kein Geld da, zählt also nicht. Die

Steuereinnahmensind die höchsten,die

der deutsche Staat jemalsseinenBürgern

und Unternehmenabverlangthat
—

das

gilt absolut
genauso

wie relativ
zur

Wirt-

schaftsleistung,
gemessenam

Bruttoin-

landsprodukt(BIP).

Was wir für künftigbrauchen,ist ein

Mechanismus,der den bestehendenVor-

gaben
zur

Schuldenhöhe eine Regelung

zur
Strukturder Ausgabenhinzufügt.Die

Entwicklungdes Nettokapitalstocksund

das EingehenverdeckterVerbindlichkei-

ten muss
eine zusätzliche Neuverschul-

dungsobergrenzebilden. Konkret: Wenn

der öffentliche Kapitalstockunter Be-

rücksichtigungder Abschreibungensinkt

oder der Staat dies zulässt (etwa weil

Brückennicht saniert werden)oder
wenn

die öffentliche Hand
neue

Verbindlich-

keiten durch zusätzliche Verbeamtungen

mit entsprechendenPensionsverpflich-

tungen eingehtoder weitereLeistungen

der Sozialversicherungenzusagt
—

in all

diesen Fällen wäre dies auszugleichen.

Ein aktuelles Beispiel:Wenn die Bun-

desregierungdurch Fixierungdes Ren-

tenniveaus und den weiterenAusbau der

Mütterrente die verdeckte Staatsver-

schuldungkräftigweiter erhöht,müsste

sie im Gegenzugin entsprechenderHö-

he die offene Staatsverschuldungverrin-

gern
und Kredite zurückzahlen.Besten-

falls wirkt diese resultierende Notwen-

digkeit
so

disziplinierend,dass auf die

Schritte, die eine solche Verpflichtung

auslösen,
von

vornherein verzichtet

wird; andernfalls wird zumindest sicher-

gestellt,dass die Schuldentragfähigkeit

stabil bleibt.

Will einverantwortungsvollerStaat In-

vestitionen auch unter einer derart
ver-

schärften Schuldenbremsevoranbringen,

kann
er

das tun: indem
er

sich einerseits

auf seine Kernaufgabenkonzentriert,

auch mit verdeckten Verbindlichkeiten

zurückhaltendumgehtund sich dadurch

den notwendigenSpielraumerarbeitet;

und indem
er

gleichzeitigden Ordnungs-

rahmen für Unternehmen
so

attraktiv

und verlässlich gestaltet, dass die
vor

al-

lem nötigenprivatenInvestitionenvoller

Vertrauenin die Zukunftgetätigtwerden.

Insgesamtbeläuft sich die offene

Staatsverschuldungin Deutschland trotz

Schuldenbremseheute auf mehr als 2,5

Billionen Euro, mehr als 30.000 Euro je

Einwohner. Rechnet
man

die Verbind-

lichkeiten in den sozialen Sicherungs-

systemen
—

beispielsweisefür eingegan-

gene
Rentenverpflichtungen

—

hinzu,
so

beläuft sich die Staatsverschuldung(of-

fen und verdeckt)auf
enorme

19,5 Bil-

lionen Euro. Bezogenauf die Gesamtbe-

völkerung,steht jeder,
vom

Säuglingbis

zum
Greis, also mit rund 235.000 Euro

in der Kreide. Schulden wirken wie eine

Droge. Der kurzfristigeBelohnungsef-

fekt besteht darin, dass
man

sich den

Zorn wichtigerWählergruppen
vom

Lei-

be hält und das Regiereneinfacherwird.

Die Kehrseite: Der Staat interveniertin

Marktergebnisse,bremst
so

den drin-

G
ield notwendigenStrukturwandelund

b

legt kommenden Generationen eine

enorme
Bürde auf.

Die Reform der Schuldenbremseist ein

guter Anlass,
um

die Fiskalregelmit

einem Werkzeug
zu

verbinden,dem die

Politik einenRahmen vorgibt,künftigin-

vestive Zwecke nicht
zu

vernachlässigen.

Der Kern dieses Ansatzes ist eine grund-

legendeAufgabenkritikund die Gret-

chenfrage,
was

der Staat und
was

der Pri-

vatsektortun sollte. In der Vergangenheit

konnte die Schuldenbremsenicht verhin-

dern, dass Bund,Länder und Kommunen

der Verlockungerliegen,Wähler
zu

be-

sänftigen,Sozialgeschenke
zu

verteilen

und strukturelleProbleme
zu

kaschieren.

Lasst
uns

die Chance der im Koalitions-

vertrag vereinbarten „Modernisierung"

der Schuldenbremse nutzen, um
mit

einem geschärftenRegelwerk
zu

zeigen,

dass wir verstandenhaben. UnsereKin-

der und Enkel werden
es uns

danken.
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